
Arbeitsorganisation und Struktur zu schaffen und 
die Ausstattung der Gerichte zu typisieren.

Bei der Einführung von Rationalisierungsmaßnahmen 
muß stets von der Notwendigkeit ihrer Komplexität 
ausgegangen werden, weil sonst die erstrebte Wirksam­
keit nicht erreicht wird. Bleiben trotz des Einsatzes 
moderner technischer Hilfsmittel die herkömmlichen 
Organisationsformen der Arbeitsteilung und der Zu­
sammenarbeit unberührt, so werden Möglichkeiten, die 
Arbeit effektiver zu gestalten, nicht genutzt. Das kann 
zur ungenügenden Auslastung der Arbeitszeit führen. 
Aber auch die besten organisatorischen Lösungswege 
und die durchdachtesten Strukturpläne führen nicht 
zu einer besseren Arbeitsweise, solange das Denken 
und Handeln der Mitarbeiter nicht diesen neuen Orga­
nisationsformen entspricht. Deshalb ist die Rationali­
sierung eine erstrangige ideologische Aufgabe. Alle 
Rationalisierungsmaßnahmen sind erst dann verwirk­
licht, wenn sie bewußt von allen Mitarbeitern durch­
gesetzt werden.
Diese Gedanken zum Inhalt der Rationalisierung zei­
gen, daß die Rationalisierung insbesondere die Lei­
tungstätigkeit der Direktoren, aber auch die Tätigkeit 
aller Richter berührt. Sie ist nicht gewährleistet, wenn 
allein 'die Verwaltungsarbeit im Bereich der nichtjuri­
stischen Mitarbeiter rationalisiert wird.
Die Rationalisierung der Arbeitsorganisation der Kreis­
gerichte muß sich daher unter Einbeziehung aller Mit­
arbeiter auf folgende Hauptkomplexe erstrecken:
— Gestaltung der Verwaltungsorganisation (Struktur, 

Arbeitsablauf, technische Ausstattung, Arbeitsplatz­
gestaltung),

— Organisation der richterlichen Arbeit,
— Organisation der Leitungstätigkeit des Direktors.

Das sozialistische Recht ist ein wichtiger Hebel für die 
Entfaltung und Aktivierung der schöpferischen Kräfte 
des werktätigen Volkes7. Deshalb muß auch die Ratio­
nalisierung der Arbeitsorganisation der Kreisgerichte 
dazu beitragen, daß durch eine hohe Qualität der Recht­
sprechung die Rechte der Werktätigen garantiert sind 
und noch bessere Voraussetzungen für ein enges Ver­
hältnis der Gerichte zur Bevölkerung geschaffen werden. 
Das verlangt eine solche Organisation der Verfahrens­
bearbeitung, daß eine konzentrierte und unbürokratische 
Durchführung von Verfahren gesichert ist. Es muß die 
Einheit von Gesetzlichkeit und rationeller Arbeit ge­
währleistet sein. Die Bestrebungen der Mitarbeiter der 
Kreisgerichte nach hoher Wirksamkeit ihrer Tätigkeit 
dürfen nicht durch mangelhafte Formen der Arbeits­
organisation zunichte gemacht werden.
Eine rationelle Arbeitsorganisation schafft daher nicht 
nur bessere Bedingungen für die Mitarbeiter der Kreis­
gerichte selbst, sie nützt vor allem der Bevölkerung. 
Darüber hinaus führt sie auch zur Zeitersparnis für 
die am Verfahren Beteiligten und ermöglicht es den 
Mitarbeitern der Kreisgerichte, vor allem den Rich­
tern, mehr Zeit für die Unterstützung der an den Ver­
fahren mitwirkenden gesellschaftlichen Kräfte aufzu­
wenden. Auch dadurch schafft sie wichtige Grund­
lagen für eine hohe Wirksamkeit der Rechtsprechung. 
Die Rationalisierung der Arbeitsorganisation der 
Kreisgerichte hilft somit auch, die Tätigkeit der Kreis­
gerichte weiter zu demokratisieren, weil sich die sozia­
listische Demokratie u. a. darin ausdrückt, daß die 
staatliche Leitung der Gesellschaft für das Volk wahr­
genommen wird und der Befriedigung der Bedürfnisse 
der Bürger dient. Die Rationalisierung trägt daher zur

7 W. Ulbricht, „Die Rolle des sozialistischen Staates bei der 
Gesaltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems des 
Sozialismus“, NJ 1968 S. 648.

Festigung des Vertrauens der Bürger zu ihrem sozia­
listischen Staat bei.

Grundsätze für die Durchsetzung 
der Rationalisierung

Bei der Gestaltung einer rationellen Arbeitsorganisa­
tion der Kreisgerichte müssen folgende Grundsätze 
beachtet werden:
— Die Rationalisierung ist Bestandteil der Leitungs­

tätigkeit der Direktoren und bildet eine Einheit mit 
der politisch-ideologischen Erziehungsarbeit und der 
sozialistischen Menschenführung;

— die Rationalisierung verlangt die schöpferische 
Unterstützung durch alle Mitarbeiter;

— die Rationalisierung findet ihre Grenzen nicht in . 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, Arbeits­
ordnungen und zentralen Weisungen;

— die Rationalisierung der Arbeitsorganisation der 
Kreisgerichte verlangt eine rationelle Tätigkeit auch 
der anderen Rechtspflegeorgane.

Da die komplexe sozialistische Rationalisierung nicht 
nur eine technische oder ökonomische, sondern zu­
gleich eine bedeutsame politisch-ideologische Aufgabe 
ist8, ist jeder Direktor eines Kreisgerichts verpflichtet, 
seine Mitarbeiter zu einer richtigen Einstellung zur 
sozialistischen Rationalisierung zu erziehen. Dazu be­
stimmt § 9 GBA, daß der Betriebsleiter die Arbeit wis­
senschaftlich zu organisieren und das Betriebskollektiv 
so zu leiten hat, daß die Werktätigen ihre Aufgaben 
mit höchstem ökonomischen Nutzeffekt lösen und sich 
zu sozialistischen Persönlichkeiten mit hohem Bil- 
dungs- und Kultumiveau entwickeln können.
Dabei kommt es darauf an, daß die Direktoren alle 
Mitarbeiter von der Notwendigkeit der Rationalisie­
rung der Arbeitsorganisation überzeugen und vor allem 
solche moralischen Qualitäten, die den Nutzen der 
sozialistischen Rationalisierung wesentlich bestimmen, 
weiterentwickeln, wie die bewußte Mitarbeit, hohe 
Arbeitsdisziplin und die volle Ausnutzung der Arbeits­
zeit.
Diese Überzeugungsarbeit ist nicht immer einfach, 
weil die Rationalisierung tiefgreifend die Arbeitsge­
wohnheiten der Mitarbeiter beeinflussen kann. Nicht 
immer ist gleich verständlich, warum sich z. B. ein Auf­
gabengebiet ändern muß, warum ein Umlernen und 
eine weitere Qualifizierung notwendig sind. Manche 
Mitarbeiter sind nur schwer von ihren bisher als un­
abänderlich angesehenen Arbeitsmethoden abzubrin­
gen und verhalten sich ablehnend. Deshalb dürfen 
neue Arbeitsmethoden nicht administrativ eingeführt 
werden. Es kommt vielmehr darauf an, geduldig durch 
bessere Arbeitsergebnisse neuer Methoden zu überzeu­
gen. Dabei ist eine prinzipielle Auseinandersetzung mit 
solchen Auffassungen zu führen, die die Notwendigkeit 
rationeller Maßnahmen in Frage stellen. Solche Gegen­
argumente sind:
— Die Rechtsprechung sei geistig-schöpferische Arbeit, 

die abhängig vom Einzelfall zu gestalten sei und 
keine Rationalisierung zulasse;

— die Tätigkeit des Richters werde durch die Verfah­
rensordnungen bestimmt, die eine Rationalisierung 
seiner Arbeit nicht zuließen;

— die technisch-organisatorischen Arbeiten seien der 
Rechtsprechung untergeordnet, ihre Organisation 
habe sich daher nach dieser und nicht nach den 
Grundsätzen der Rationalisierung zu richten;

— der gesamte Arbeitsablauf ist seit langem einge-

8 Vgl. W. Ulbricht, Die gesellschaftliche Entwicklung der DDR 
bis zur Vollendung des Sozialismus (Referat auf dem vn. Par­
teitag der SED), Berlin 1968, S. 154.
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